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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 5a/5 R 482/06 B 
 
L 11 R 2622/05 (LSG Baden-Württemberg) 
S 8 R 3845/04 (SG Karlsruhe) 
 
 
 
 
................................................................................, 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter:  ................................................, 

 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Baden-Württemberg, 
Gartenstraße 105, 76135 Karlsruhe, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
 
 

Der 5a. Senat des Bundessozialgerichts hat am 29. November 2007 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  D r e h e r ,   den Richter   Dr.  N e u h a u s   und die  

Richterin   Dr.  G ü n n i k e r 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 29. August 2006 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 29.8.2006 hat das Landessozialgericht Baden-Württemberg (LSG) einen 

Anspruch des Klägers auf Gewährung von Altersruhegeld unter Berücksichtigung von Beitrags-

zeiten für eine Tätigkeit im Ghetto T.                      in der Zeit vom 3.8.1942 bis 1.2.1943 nach 

dem Gesetz zur Zahlbarmachung von Renten aus Beschäftigungen in einem Ghetto (ZRBG) 

verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger Beschwerde beim Bun-

dessozialgericht (BSG) eingelegt. Er beruft sich auf die grundsätzliche Bedeutung der Rechts-

sache iS von § 160 Abs 2 Nr 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG).  

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig. Die Begründung genügt nicht den 

gesetzlichen Anforderungen, da der geltend gemachte Zulassungsgrund nicht ordnungsgemäß 

dargetan worden ist (vgl § 160a Abs 2 Satz 3 SGG).  

 

Grundsätzliche Bedeutung hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer 

muss daher anhand des anwendbaren Rechts sowie unter Berücksichtigung der höchstrichterli-

chen Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, 

weshalb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung 

des Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine derartige Klärung 

erwarten lässt. Um seiner Darlegungspflicht zu genügen, muss ein Beschwerdeführer mithin 

eine konkrete Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähig-

keit (Entscheidungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der 

von ihm angestrebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung) darlegen (zum Ganzen BSG 

SozR 3-1500 § 160a Nr 34 mwN). Diesen Anforderungen wird die vorliegende Beschwerdebe-

gründung nicht gerecht.  

 

Der Kläger hat schon keine Rechtsfragen formuliert. Er beschränkt sich vielmehr auf eine 

zusammenfassende Darstellung der Entscheidungsgründe des angefochtenen Urteils und die 

Erklärung, "sämtliche vorstehenden Rechtsfragen" seien "klärungsbedürftig". Es ist jedoch nicht 

Aufgabe des Senats, das Beschwerdevorbringen darauf zu analysieren, ob bzw welche mögli-

cherweise grundsätzlich bedeutsamen Rechtsfragen zumindest angedeutet worden sind.  

 

Im Übrigen ist die Beschwerde auch deshalb unzulässig, weil der Kläger die Klärungsfähigkeit 

(Entscheidungserheblichkeit) möglicher Grundsatzfragen nicht ausreichend dargelegt hat. 
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Klärungsfähig ist eine Rechtsfrage nur, wenn sie für den zu entscheidenden Fall 

rechtserheblich ist. Über die bezeichnete Rechtsfrage müsste das Revisionsgericht im 

angestrebten Revisionsverfahren also konkret-individuell zu entscheiden haben. Auch dies ist in 

der Beschwerdebegründung des Näheren darzulegen (BSG SozR 1500 § 160 Nr 53 und 

§ 160a Nr 31; vgl hierzu Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 

4. Aufl, IX. Kap, RdNr 189). Ein Beschwerdeführer muss somit den nach seiner Auffassung vom 

Revisionsgericht einzuschlagenden Weg der Nachprüfung des angefochtenen Urteils und 

insbesondere den Schritt darstellen, der es notwendig macht, über die als rechtsgrundsätzlich 

bezeichnete Rechtsfrage zu entscheiden (BSG SozR 1500 § 160a Nr 31; vgl auch BSG SozR 

1500 § 160a Nr 54; BSG vom 9.6.2004 - B 11 AL 275/03 B). Sind mehrere Rechtsfragen 

aufgeworfen, ist dies für jede einzelne Frage darzutun.  

 

Der Kläger hat in der Beschwerdebegründung lediglich ausgeführt, das angefochtene Urteil 

beruhe auf den genannten Rechtsauffassungen des LSG, "da im Übrigen alle prozessualen 

und materiell-rechtlichen Voraussetzungen für ein zusprechendes Urteil erfüllt" seien. Ein derart 

pauschales Vorbringen wird den oben aufgezeigten Anforderungen nicht gerecht. 

 

Der Kläger hat weder die Voraussetzungen für einen Rentenanspruch nach dem ZRBG aufge-

zeigt, noch substantiiert dargelegt, dass er diese Voraussetzungen erfüllt. Die Beschwerdebe-

gründung enthält beispielsweise keine Ausführungen dazu, ob ein Anspruch nach dem ZRBG 

eine so genannte Wartezeit voraussetzt und wenn ja, ob und ggf auf welche Weise der Kläger, 

der sich im Ghetto T.                      lediglich sechs Monate aufgehalten hat, diese erfüllt.  

 

Die nicht formgerecht begründete Beschwerde ist gemäß § 160a Abs 4 Satz 2 Halbsatz 2 iVm 

§ 169 SGG durch Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter zu verwerfen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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